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Nachschlagewerk: Ja
BGHZ: nein

BGB § 839 Ca, Cb, Pc

Leitet eine Gemeinde die Abwässer ihrer Kanalisation 
in die Nordsee in die Nähe von Muschelbänken, die zu 
Muschelkulturbezirken erklärt sind, dann muß sie dar­
auf Bedacht nehmen, daß die schädlichen Bestandteile 
ihrer Abwässer die Muscheln nicht verseuchen. Diese 
mit dem Betrieb einer solchen Anlage verbundene Amts­
pflicht besteht auch gegenüber dem Fischer, der mit 
behördlicher Erlaubnis Muscheln auf diesen Muschel­
bänken züchtet.

BGH, Urt. v. 14. Oktober 1971 - III ZR 86/70 - OLG Schleswig
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 14# Oktober 1971 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Hubert Meyer 
sowie der Bundesrichter Dr. Arndt, Gähtgens, Keßler 
und Dr. Krohn

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Ur­
teil des 4. Zivilsenats des Schleswig- 
Holsteinischen Oberlandesgerichts in 
Schleswig vom 14. Januar 1970 wird zu­
rückgewiesen.

Die Beklagte hat die Kosten des Revisions­
rechts zuges zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin verlangt Entschädigung von der be­
klagten Stadt mit der Behauptung, deren Abwässer hät­
ten ihre Muschelkulturen verseucht.

Die Klägerin betreibt seit Jahrzehnten die Züch­
tung von Muscheln im Wattenmeer vor der Nordseeinsel 

Zum Schutz der Muschelfischerei hat das Land 
bzw. dessen Rechtsvorgänger Teile der Küstengewässer
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zu Muschelkulturbezirken erklärt mit der Wirkung, 
daß hier der sonst in Küstengewässem freie Fischfang 
nur mit Erlaubnis zulässig ist. Rechtsgrundlage war 
früher eine Polizeiverordnung vom 18. Februar 1938 
(Amtsblatt 1938, 64), Jetzt ist sie das Gesetz zum 
Schutz der Muschelfischerei des Landes Schleswig- 
Holstein vom 28. August 1953 (GVB1 111). Die in den 
Muschelkulturbezirken angelegten Muschelbänke die­
nen der Aufzucht von ausgeworfener Muschelsaat, die 
sich nach der Aussaat auf dem Boden festsetzt; etwa 
nach zwei Jahren können die ausgewachsenen Muscheln 
aufgefischt werden.

Die Abwässeranlage der Beklagten wurde im 
Herbst 1956 nach Genehmigung durch die Landesord­
nungsbehörde in Betrieb genommen; bis dahin hatte 
die Stadt ihre Abwässer ungereinigt in das Hafen­
becken geleitet, von wo sie in das Meer gelangten.
Die Abwässer werden Jetzt in Rohrleitungen gesam­
melt und in einer Kläranlage mechanisch gereinigt; 
die so gereinigten Abwässer werden nach Chlorung 
nördlich des Hafens in der Nähe der Muschelkultur­
bezirke der Klägerin in das Meer gelassen. Einige 
hundert Meter nördlich vom Ausfluß der Kanalisa­
tion mündet das I ^ H ^ S i e l  in das .Wattenmeer. Die­
ses vom Deich-r und Sielverband Fflft betriebene Siel 
sammelt die ungereinigten Abwässer von Dörfern und 
Siedlungen, die nicht an die Kanalisation der Be­
klagten angeschlossen sind. Das Siel ist mit einem 
Schleusentor versehen, das sich Je nach den Gezei­
ten des Wattenmeers öffnet oder schließt.
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Die Klägerin hat vorgetragen: Sie habe für die 
Nutzung mehrerer Muschelbänke vor seit 1938 fort­
laufend die Erlaubnis erwirkt und dafür Pacht oder 
Gebühren bezahlt. Dazu gehörten zwei Muschelbänke, 
nämlich nördlich des Hafens - genannt Priester I - 
und östlich Näshörn, die 1.000vbis 3.000 m östlich 
bzw. nördlich des Auslaufs der städtischen Kanali­
sation lägen. Die Abwässer der Beklagten enthielten 
seit einiger Zeit nach dem Durchlauf durch die Klär­
anlage noch soviel schädliche Stoffe, daB sie die 
Muschelkulturen verseucht hätten. Die Kläranlage sei 
im Jahre 1952 für etwa 6.000 Einwohner sowie täglich 
3.000 Kurgäste geplant; diese Zahlen seien längst 
weit überschritten, so daß die Anlage überlastet ge­
wesen sei. Die Beklagte habe insbesondere im Jahre 
1967 nicht für einen ordnungsmäßigen und einwandfrei­
en Betrieb der Anlage sowie eine ausreichende Chlo­
rung gesorgt. Sie habe die Anlage geradezu verwahr­
losen lassen. Die Abwässer hätten pathogene Keime, 
Oolikeime sowie Salmonellen enthalten, die nur von 
menschlichen Fäkalien stammen könnten. Diese hätten 
die Muschelkulturen der Klägerin verseucht. Andere 
Ursachen schieden aus. Die Klägerin habe daher vom 
Jahre 1967 an ihre Muscheln nicht mehr oder nur mit 
erheblichen Verlusten verkaufen können, da sie kei­
ne Möglichkeit gehabt habe, die Muscheln selbst zu 
reinigen.

Die Organe der Beklagten hätten das alles ge­
wußt oder erkennen können. Schon im Jahre 1963 sei 
der Klägerin durch das Kreisveterinäramt verboten 
worden, Muscheln an der Außenmole von zu ent-
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sanden, weil in dem Wasser dort pathogene Keime nach­
gewiesen seien. Die Badegäste hätten immer wieder an 
der sogenannten Inselkrankheit gelitten; auch das sei 
eine Folge der schlechten Kanalisation. Die üblen Ab­
wässer hätten beim Abfluß in das Meer eine deutlich 
sichtbare Abwasserfahne gezeigt.

Die Klägerin hat einen Teilbetrag ihres im Jah­
re 1967 entstandenen Schadens geltend gemacht und zu­
letzt beantragt,die Beklagte zur Zahlung von 25.100 DM 
nebst Zinsen zu verurteilen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuwei­
sen, und insbesondere vorgetragen:

Die Klägerin habe erst im Jahre 1967 die erfor­
derliche Erlaubnis erhalten und könne für die frü­
her eingesetzten Muscheln keinesfalls Ersatz verlan­
gen. Die Abwässeranlage der Beklagten habe die Schä­
den nicht verursacht, der Betrieb dieser Anlage sei 
auch rechtmäßig, und keinesfalls hätten die Organe 
oder Bediensteten der Beklagten schuldhaft gehandelt. 
Bis Ende des Jahres 1967 sei es nach dem Wasserhaus- 
haltsgesetz Jedermann gestattet gewesen, Abwässer in 
das offene Meer zu leiten. Ihr Vorgehen sei auch 
durch die Erlaubnis der Landesördnungsbehörde ge­
deckt. Sie habe sich damals fachkundiger Berater be­
dient und später die Anlage ordnungsmäßig betrieben. 
Die Kapazität der Anlage sei noch ausreichend. Sie 
könne die Millionenbeträge für eine modernere Anla­
ge nicht ohne weiteres aufbringen. Die Klägerin müs­
se das alles beim Fischfang im Meer hinnehmen. Die

J
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Schäden seien entweder durch das l4^Hp~Siel 0(jer an­
dere Umstände verursacht; die Klägerin möge sich zu­
nächst an den Sielverband halten. Der Klägerin seien 
auch keine Schäden entstanden, mindestens hätte sie 
die Schäden abwenden oder mindern können, wenn sie die 
Muscheln nach dem Fang selbst gereinigt hätte.

Das Landgericht hat die Ansprüche der Klägerin 
aus dem Gesichtspunkt der unerlaubten Handlung dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und dabei dem 
Höheverfahren ausdrücklich die Entscheidung über ein 
etwaiges Mitverschulden Vorbehalten. Das Oberlandes­
gericht hat die Berufung der Beklagten zurückgewie­
sen und zur Begründung insbesondere ausgeführt:

Der Klägerin ständen Ersatzansprüche wegen ent- 
eignungsgleichen Eingriffs in ihren Betrieb und we­
gen schuldhafter Amtspflichtverletzung zu. Der Be­
trieb der Abwässeranlage gehöre zur schlicht-hoheit­
lichen Verwaltung. Die Beweisaufnahme habe ergeben, 
daß die Beklagte die mindestens während der Bade- 
saisön überlastete Anlage im Jahre 1967 unzureichend 
betrieben habe. Das Steuerkabel zwischen Pumpe und 
Chlorierungsanlage sei zerrissen gewesen und nicht 
wiederhergestellt worden; dadurch sei die automati­
sche Steuerung der Ohl or zugabe ausgefallen. Das ha­
be jedenfalls im Jahre 1967 dazu geführt, daß nicht 
immer die erforderliche Chlormenge eingeleitet wor­
den sei. Auch sonst sei die Wartung infolge Überla­
stung der Bedienung nicht immer vorschriftsmäßig er­
folgt. Die Anlage habe daher im Jahre 1967 mit patho­
genen Keimen verseuchtes Wasser in das Wattenmeer
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abgegeben. Dadurch seien die Muschelbänke der Kläge­
rin verseucht worden. Die Abwässer aus dem LflÜV** 
Siel seien damals von völlig untergeordneter Bedeu­
tung geblieben.

Im Verhalten der Beklagten liege ein enteig­
nungsgleicher Eingriff in den Gewerbebetrieb der 
Klägerin; durch die Einleitung der Abwässer sei ent­
weder das Eigentum der Klägerin an den Saatmuscheln 
oder ihr ausschließliches Aneignungsrecht verletzt 
sowie in ihren eingerichteten Gewerbebetrieb einge­
griffen worden. Denn die Beweisaufnahme habe erge­
ben, daß die Klägerin ein Recht zur Nutzung der Mu­
schelbänke seit vielen Jahren ununterbrochen gehabt 
habe.

Außerdem liege eine schuldhafte Amtspflicht­
verletzung vor. Durch die mangelhafte Wartung der 
überlasteten Anlage und die unzulängliche Überwa­
chung, die zur Verseuchung der Muschelbänke geführt 
hätten,hätten die Bediensteten der Beklagten ihre 
auch der Klägerin gegenüber bestehenden Amtspflich­
ten fahrlässig verletzt. Die Verantwortlichen hät­
ten die Mängel und deren Folgen für die Klägerin 
erkennen können und abstellen müssen.

Dagegen richtet sich die Revision der Beklag­
ten, mit der sie ihren Abweisungsantrag weiterver­
folgt. Die Klägerin beantragt,die Revision zurück­
zuweisen.



Die Revision der Beklagten ist unbegründet, da 
die Bejahung eines Schadensersatzanspruches wegen 
schuldhafter Amtspflichtverletzung bei den getrof­
fenen Feststellungen keinen rechtlichen Bedenken un­
terliegt, so daß es keiner Erörterung bedarf,ob auch 
Ansprüche auf Enteignungsentschädigung gegeben sind, 
die weniger weit reichen würden.

Nach § 839 BGB iVm Art. 34 GG hat die Beklag­
te den Schaden zu ersetzen, der dadurch entstanden 
ist, daß einer ihrer Bediensteten in Ausübung eines 
ihm anvertrauten öffentlichen Amtes die ihm der Klä­
gerin gegenüber obliegenden Amtspflichten vorsätz­
lich oder fahrlässig verletzt hat.

Alle diese Tatbestandsmerkmale sind nach den 
Feststellungen gegeben.

Die Bediensteten und Organe der beklagten Stadt­
gemeinde haben bei Anlage, Betrieb und Überwachung 
der städtischen Kanalisation Aufgaben erfüllt, die 
zur schlichten Hoheitsverwaltung der Gemeinde gehö­
ren, wie das Berufungsgericht zutreffend ausgeführt 
hat. Die Sammlung und Beseitigung der Abwässer ei­
ner Gemeinde ist eine der Volksgesundheit und Seu­
chenverhütung dienende öffentliche Einrichtung und 
obliegt den Gemeinden als öffentlich-rechtliche Auf­
gabe. Die Gemeinde haftet deshalb für Fehler und 
Versehen bei einem solchen Betrieb nach Amtshaftungs-
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grundsätzen (BGH Urteil vom 26. Juni 1961 - III ZR 
70/60 = Warn 1961 Nr. 153 = MDR 1961, 918; Urteil vom 
10. Oktober 1963 - III ZR 161/62 = Warn 1963 Nr. 218 
= NJW 1964, 198; Urteil vom 13. November 1964 - V ZR 
106/62 = Warn 1964 Nr. 263 = MDR 1965, 196; auch BGH 
VersR 1967, 859).

Zu den Pflichten eines jeden Amtsträgers gehört 
es, bei der Ausübung öffentlicher Gewalt die ihm an­
vertrauten Machtmittel streng in den Grenzen des Amts 
zu halten und sich, soweit ihn das Gesetz nicht aus­
drücklich ermächtigt, jeden Eingriffs in die Rechte 
Dritter zu enthalten und sein Amt so auszuüben, daß 
unbeteiligte Dritte nicht geschädigt werden. Jeder 
Amtsausübung wohnt mithin die Pflicht inne, dafür zu 
sorgen, daß Dritte, die von der Amtstätigkeit nicht 
berührt werden sollen, auch nicht von ihr beeinträch­
tigt werden. Erst recht ist jeder Beamte verpflich­
tet, Schädigungen Dritter durch unerlaubte Handlun­
gen zu unterlassen. Diese Amtspflicht besteht ihrem 
Wesen und Gehalt nach auch im Interesse der betrof­
fenen Dritten, ist also eine Amtspflicht ihnen gegen­
über. Das ist ständige Rechtsprechung des Bundesge- 
richtshofs (BGHZ 12, 206; 14, 519/323; BGH Urteil vom 
18. Oktober 1962 - III ZR 134/61 * Warn 1962 Nr. 219 
= MDR 1963, 287; Urteil vom 4. Mai 1964 - III ZR 142/ 
62 = VersR 1964, 872/874; Urteil vom 13. März 1967 
- III ZR 28/64 = Warn 1967 Nr. 107).

Die Revision verkennt diese Amtspflichten,wenn 
sie nur darauf abstellt, daB eine Abwässeranlage in 
erster Linie dem Schutz der Allgemeinheit diene.
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Denn mit dem Betrieb einer solchen Anlage sind stets 
gewisse Gefahren verbunden; bei der Bannung und Ab­
wendung dieser Gefahren hat die Beklagte Amtspflich­
ten auch gegenüber Dritten, und hier nach der ange­
führten Rechtsprechung gerade auch der Klägerin ge­
genüber.

Danach war die Beklagte verpflichtet, bei Ein­
richtung und Betrieb ihrer Kanalisation auf die Mu- 
schelbänke der Klägerin Rücksicht zu nehmen, auf 
denen diese mit behördlicher Erlaubnis seit vielen 
Jahren Muscheln für die menschliche Ernährung züch­
tete, wie der Beklagten bekannt war. Die Beklagte 
mußte dafür Sorge tragen, daß die schädlichen Bei­
mengungen der Kanalisationsabwässer nicht in einem 
Maße auf die Muschelbänke einwirken konnten, daß 
sie die Muscheln verseuchten. Bei einer Verletzung 
dieser Sorgfaltspflichten griff die Beklagte ver­
letzend in ein rechtmäßig unterhaltenes Fischerei­
unternehmen ein, zu dem nach Anlage, Betrieb und 
rechtlicher Ausgestaltung die auf den Bänken zum 
Aufwuchs angesiedelten Muscheln gehörten, deren Ern­
te allein der Klägerin gestattet war. Es bestehen 
keine Bedenken gegen die Auffassung der Vorinstan­
zen, daß damit in das Recht der Klägerin am einge­
richteten und ausgeübten*»Gewerbebetrieb«eingegrif- 
fen und "ein sonstiges Recht" im Sinne des § 823 
Abs. 1 BGB verletzt wurde.

Die danach der Klägerin gegenüber zu beobach­
tende Sorgfalt hätte es erfordert, die Abwässer so 
weit zu klären oder zu reinigen, daß sie bei Über­
fluten der Muschelbänke keine Gefahr bildeten.
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Wenn die Beklagte dazu nicht in der Lage war, mußte 
sie die Rohrleitungen so legen,daß die Abwässer nicht 
unmittelbar nach dem Ausfluß über die Muschelbänke 
flössen.

Das Berufungsgericht hat aufgrund der Beweisauf­
nahme festgestellt, daß die Beklagte jedenfalls im 
Jahre 1967 ihre Sorgfaltspflicht schuldhaft verletzt 
habe und daß dadurch der Klägerin Schäden entstan­
den seien. Es hat das Ergebnis der umfangreichen Be­
weisaufnahme sorgfältig gewürdigt und ist dabei zu 
dem Ergebnis gelangt, daß in diesem Jahre 1967 die 
Kanalisation in Anlageteilen überlastet sowie durch 
den Wegfall der automatischen Steuerung der Chlorie­
rung, zu geringe Chlorzusätze, eine unzureichende 
Bedienung und zu späte Entfernung der Schwimmschlamm­
schicht in ihrer Wirkung gestört gewesen sei. Dar­
auf sei es zurückzuführen, daß die gewünschte Klär­
wirkung nicht erreicht worden sei, sondern die Ab­
wässer beim Einfluß in das Wattenmeer pathogene Kei­
me und sogar Salmonellen enthalten hätten. Dafür ist 
der Vortrag der Revision unerheblich, daß eine Anla­
ge der hier streitigen Art mit nur mechanischer Rei­
nigung und anschließender Chlorierung niemals die 
vollständige Vernichtung pathogenejf Keime in den Ab­
wässern bewirken könne. Denn entscheidend ist, daß 
in diesem Jahr durch die Überlastung der Anlage, ih­
re unzulängliche Bedienung und die schlechte Chlo­
rierung nach längerem Ausfall der automatischen Chlor­
steuerung die Anlage so schlecht arbeitete, daß der 
sachkundige Zeuge Professor M e £ 0  den Befund als 
"völlig desolaten Zustand" bezeichnete. Der Zeuge
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sah damals eine auffallende, deutliche, in das Meer 
ziehende Schmutzwasserfahne, wie sie nur selten vor­
kommt.

Unerheblich ist der Hinweis der Revision, daß 
der Sachverständige P r d e n  Wirkungsgrad der An­
lage für 1968 und 1969 nicht beanstandet habe, weil 
die Klägerin hier Schäden aus dem Jahre 1967 erstat­
tet verlangt. Fehl geht auch die Erwägung, Chlorie­
rungen hätten eine obere Grenze und sogar bei den 
wesentlich besseren vollbiologischen Kläranlagen ha­
be man gelegentlich pathogene Keime in den Abwässern 
nach dem Durchlauf noch vorgefunden. Denn hier wird 
die Beklagte nur deshalb verantwortlich gemacht,weil 
im Jahre 1967 die Anlage infolge schuldhafter Verlet­
zung der mit dem Betrieb verbundenen Pflichten die 
Abwässer so schlecht gereinigt hatte, daß sie schwe­
re Schäden anrichteten.

Unrichtig ist der Vortrag der Revision, die 
Klägerin hätte im Jahre 1967 auf eigenes Risiko 
gehandelt und die Beklagte, habe die Situation für 
die Muschelfischerei nicht verschlechtert, sondern 
sogar entscheidend verbessert. Gewiß hat die Be­
klagte Abwässer vor 1996 ungereinigt in den Hafen 
und das Meer geleitet, aber damals war die Zahl 
der Besucher und die Art der Abwässer eine andere.
Im übrigen geht es hier nur um die Folgen eines 
schlechten Betriebs der Anlage im Jahre 1967. Der 
Hinweis darauf, daß der Klägerin im Jahre 1963 die 
Benutzung der Gewässer an der Außenmole für eine 
Entsandung ihrer Muscheln verboten worden sei,kann 
höchstens für ein Mitverschulden der Klägerin von
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Bedeutung sein. Es ist nicht festgestellt, daß die 
Klägerin in den Jahren 1964/65» als sie die im Jahre 
1967 zur Ernte reifen Muscheln aussäte, schon damit 
rechnen mußte, das Meerwasser werde über den Muschel­
bänken im Jahre 1967 durch die Abwässer der Beklagten 
so verseucht werden,daß die Muscheln nicht mehr oder 
nur mit Verlust absetzbar sein würden. Deshalb kann 
keine Hede davon sein,daß die Klägerin ein Risiko in 
Kauf genommen habe.

Das Berufungsgericht hat eine Haftung nur da­
mit begründet, daß die Beklagte eine ursprünglich 
brauchbare Anlage durch schuldhafte Versäumnisse ha­
be verwahrlosen lassen.

Gegen die Annahme einer Fahrlässigkeit beste­
hen bei den vom Berufungsgericht für das Jahr 1967 
festgestellten ernsten Versäumnissen bei Betrieb 
und Überwachung der Anlage keine Bedenken.

Eine Haftung entfällt nicht deshalb, weil nach 
der Annahme des Berufungsgerichts auch die Abwässer 
aus dem L^^V-Slel ln geringem Umfang die Verseu­
chung mitverursacht haben können. Zwar würde die Be­
klagte nach § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB nicht haften, 
wenn die Klägerin auf andere Weise Ersatz erlangen 
könnte. Durchsetzbare Ersatzansprüche gegen andere 
Schädiger würden also den Anspruch gegen die Beklag­
te wegen Amtspflichtverletzung ausschließen, doch 
gilt das nicht bei Ansprüchen gegen andere Stellen 
der öffentlichen Hand. So liegt der Sachverhalt 
hier, denn auch der Deich- und Sielverband F|J| be­
tätigt sich beim Betrieb des Siels zur Abwässeip-

t*



- 14 -

beseitigung schlicht-hoheitlich. Wenn also überhaupt 
eine Haftung dieses Verbandes bestehen würde, obwohl 
er eine ganz andere Art der Abwässer Sammlung und -be- 
seitigung hat, würde sie für diese Zeit nur nach Amts­
haftungsgrundsätzen bestehen. In solchen Fällen kann 
sich keiner der beteiligten Dienstherren durch den 
Hinweis auf eine mitursächliche andere Amtspflichtver­
letzung von der Haftung gegenüber dem Verletzten be­
freien (BGHZ 13, 88; 49, 267/275; BGH NJW 1962, 792).

Die sonstigen Hinweise auf ein etwaiges Nit­
verschulden der Klägerin stehen dem Grundurteil nicht 
entgegen, da sie keineswegs den Anspruch voll aus- 
schließen und die Entscheidungen der Vor ins tanzen 
ausgesprochen oder zu erkennen gegeben haben, daB 
die Frage des Nitverschuldens dem Verfahren über die 
Höhe des Anspruchs Vorbehalten bleiben soll, zumal 
eine quotenmäßige Verteilung hach dem derzeitigen 
Streit stand noch nicht durchführbar erscheint. In 
solchen Fällen darf die Frage des Nitverschuldens 
dem Verfahren über die Höhe Vorbehalten bleiben (BGHZ 
1, 34/56). Der Senat bestätigt hiermit diese Ein­
schränkung des Grundurteils ausdrücklich. Für das 
Nitverschulden wird allerdings von Bedeutung sein, 
ob die Klägerin nach dem Entsandungsverbot im Jah­
re 1963 oder aufgrund der auffallenden Schmutzfahne 
der folgenden Zeit nicht nähere Untersuchungen an­
stellen, sich vielleicht um Ausweichplätze bemühen 
oder zusammen mit der Beklagten nach sonstigen Lö­
sung smöglichkei ten suchen mußte, ob sie die Beklag­
te rechtzeitig auf die Höhe des ihr drohenden Scha­
dens hingewiesen hat und ob sie die Nöglichkeit v
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hatte, noch im Jahre 1967 durch Behandlung der ge­
fährdeten Muscheln oder sonstige Maßnahmen den Scha­
den zu mindern. Biese und die sonst für ein Mitver­
schulden vorgetragenen Umstände müssen noch geklärt 
werden.

Meyer Br. Arndt Gähtgens
Keßler Br. Krohn
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